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«Gesundheit aus einer Hand»
lautet die neue Losung
Zwölf Gesundheitsregionen mit
je einem Gesundheitszentrum
sollen künftig einen Grossteil
der Leistungen im medizini-
schen und pflegerischen Be-
reich erbringen. So schwebt es
dem kantonalen Gesundheits -
departement vor. 

Von Gion-Mattias Durband

Chur. – Für Leistungen in den Berei-
chen Spital, Rettungswesen, Spitex,
Alters- und Pflegeheime, Notfallver-
sorgung und Prävention soll es künf-
tig eine einzige Anlaufstelle geben:
das regionale Gesundheitszentrum.
«Gesundheit aus einer Hand» lautet
die entsprechende Losung, die zu-
gleich im Zentrum des neuen Leitbil-
des zur Organisation der Gesund-
heitsversorgung steht, welches ges-
tern in Chur den Medien vorgestellt
wurde. Es sei «ein Aufbruch, die Zu-

kunft selber in die Hand zu nehmen»,
sagte Christian Rathgeb. Mit dem
Leitbild habe man nun «eine klare
Vorstellung, wie die Gesundheitsver-
sorgung in Zukunft gesichert werden
kann», so der Vorsteher des Bündner
Gesundheitsdepartements. Das Pa-
pier sei aber auch als Diskussions-
grundlage zu verstehen.

Umfassende Gesundheitsregionen 
Die Idee: Analog zu den bestehenden
zwölf Spitalregionen soll der Kanton
in sogenannte Gesundheitsversor-
gungsregionen unterteilt werden,
welche aber auch Leistungen in den
Bereichen Spitex, Alters- und Pflege-
heim und Prävention umfassen sollen,
welche derzeit räumlich teils nicht
einheitlich organisiert sind. Dies mit
dem Ziel, die Zusammenarbeit der
verschiedenen Leistungserbringer zu
vereinfachen, wie Rathgeb ausführte.
In den einzelnen Regionen sollen
sämtliche Aufgaben in den genannten

Bereichen vom jeweiligen Gesund-
heitszentrum wahrgenommen wer-
den. Als Folge steigt die Qualität der
Behandlung, so die Hoffnung. Auch
sollen Kosten eingespart werden, zu-
mal im Betrieb – etwa in der Verwal-
tung – und bei Investitionen Syner-
gien genutzt werden könnten, so
Rathgeb. Aber auch für den Patienten
sei es am einfachsten, wenn «von der
Geburt bis zur Altenpflege ein An-
sprechpartner» anzugehen sei.

Mit finanziellen Anreizen nachhelfen 
Wo steht der Kanton heute? «Die Re-
gionen sind unterschiedlich weit»,
sagte Rathgeb. Als positives Beispiel
nannte er etwa das Spital Poschiavo,
wo bereits heute Hausärzte in den Be-
trieb miteinbezogen werden. Auch im
Münstertal sei man auf dem Weg hin
zu Gesundheitszentren schon weit
vorangekommen. In anderen Regio-
nen gebe es noch einiges zu tun, sagte
Rathgeb, ohne konkrete Beispiele zu

nennen. «Die müssen sich bewegen.»
Denn in Sachen Gesundheitsversor-
gung sieht sich auch Graubünden mit
grossen Herausforderungen konfron-
tiert, wie Rathgeb erläuterte: Die Be-
völkerung in peripheren Gebieten
nimmt stetig ab und immer weniger
Hausärzte sind bereit, dort ihre Arbeit
zu verrichten. Gleichzeitig muss auf-
grund der topografischen Gegeben-
heiten das regionale Spitalversor-
gungssystem beibehalten werden, um
den Zugang der Bevölkerung zu Spi-
talleistungen innert nützlicher Frist
zu gewährleisten. 

Zudem gilt es, die Kostenentwick-
lung unter Kontrolle zu haben. «Da
sehe ich nur den Weg über die Ge-
sundheitszentren», so Rathgeb. Und
dieser Weg geht über das Portemon-
naie. So sollen im Krankenpflegege-
setz finanzielle Anreize geschaffen
werden, damit sich die Anbieter der
Gesundheitsversorgung zu solchen
Zentren zusammenschliessen.

Alles Gute
zum Geburtstag!
Angelina Kocher-Bada aus Domat/Ems feiert im Monat
November ihren Geburtstag. Die Südostschweiz Medien
gratulieren und wünschen Angelina Kocher-Bada von
Herzen alles Liebe und Gute für die Zukunft!

Haben Sie uns Ihr Geburtsdatum bereits mitgeteilt?Wenn nicht, registrieren
Sie sich unter: www.suedostschweiz.ch/geburtstag, damit auch Sie die
Chance haben, an Ihrem Geburtstag überrascht zu werden. In Zusam-
menarbeit mit Scarnuz Grischun verlosen die Südostschweiz Medien
unter ihren Abonnenten jeden Monat einen Geschenkkorb mit feinen
Köstlichkeiten aus der Region.
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Klare Ansage gegen
zweite Fremdsprache
Chur. – Über 3700 Unterschriften hat
das Komitee der Initiative «Nur eine
Fremdsprache in der Primarschule» 
in fünf Monaten gesammelt – 700
mehr als nötig. Gestern überreichten 
die Initianten die Unterschriften an
Walter Frizzoni,  Vizedirektor der
Standeskanzlei Graubünden. Haupt-
sächlich Eltern von schulpflichtigen
Kindern hätten unterzeichnet, sagte
der Komiteevorsitzende Jöri Luzi.
Der Tenor sei eindeutig: Zu viele Kin-
der seien mit zwei obligatorischen
Fremdsprachen in der Primarschule
überfordert. Diese Haltung beginne
auch schweizweit Fuss zu fassen, so
Luzi weiter. Die Dachorganisation der
Schweizer Lehrer hat vor Kurzem im
Rahmen der Diskussion um den Lehr-
plan 21 der zweiten obligatorischen
Fremdsprache in der Primarschule
den Kampf angesagt. (so)

Für nur eine Fremdsprache: Das
 Komitee um Jöri Luzi (Fünfter von
rechts) übergibt Walter Frizzoni die 
Unterschriftenbögen. Bild Theo Gstöhl

Verwaltungsgericht
stützt Regierung
Das Verwaltungsgericht 
Graubünden hat eine Verfas-
sungsbeschwerde gegen die
Gemeindefusion Arosa 
abgelehnt. Damit stützt 
das Gericht die Regierung. 

Chur/Arosa. – Die Beschwerdeführer
Peter Heinrich und Peter Wolff hatten
im Wesentlichen bemängelt, dass eine
Gemeinde ohne Verfassung nicht ent-
stehen könne. Nur ein zweistufiges
Vorgehen – gleichzeitige Abstimmung
über den Fusionsvertrag und die For-
derung, wonach in jeder (bisherigen)
Gemeinde gesonderte Abstimmungen
über die Verfassung der neuen Ge-
meinde Arosa durchzuführen sind –,
garantiere eine funktionierende de-
mokratische Willensbildung (Ausgabe
vom 15. Juni).

Zweistufiges Verfahren nicht möglich
Im Anfang Woche publizierten Ent-
scheid hält das Verwaltungsgericht die
Durchführung eines zweistufigen Ver-
fahrens jedoch nicht für rechtens. Die
von den Beschwerdeführern favori-
sierte Vorgehensweise mit getrennten
Abstimmungen in den einzelnen Fu-
sionsgemeinden sei aus rechtsstaatli-
cher Sicht zwar eine denkbare Lö-
sung, aber nicht problemlos. Seinen
Entscheid begründet das Gericht un-
ter anderem damit, dass bei Annahme
der Fusion in allen alten Gemeinden
und gleichzeitiger Ablehnung der Ver-
fassung in einer oder mehreren Ge-
meinden eine rechtlich unklare und
unerwünschte Situation entstehen
würde. Ausserdem, so das Gericht,
hätten sich die Stimmberechtigten der
fusionierenden Gemeinden bereits im
Vorfeld der Fusionsabstimmung «ein
genügend klares Bild über die künfti-
ge (neue) Gemeinde machen kön-
nen». Ob die Beschwerdeführer den
Entscheid an das Bundesgericht wei-
terziehen werden, ist offen: «Wir wer-
den einige Tage brauchen, um uns eine
Meinung zu bilden», sagte Heinrich
auf Anfrage. 

Aufsichtsbeschwerden abgelehnt
Am 17. Juni 2012 genehmigten die
Stimmberechtigten von acht Gemein-
den des Kreises Schanfigg die Fusion
zur neuen Gemeinde Arosa. Am
21.August 2012 lehnte die Regierung
drei Aufsichtsbeschwerden ab, darun-
ter jene von Heinrich und Wolff.
Gleichzeitig genehmigte sie den Fusi-
onsvertrag. Die erwähnten Beschwer-
deführer reichten daraufhin eine Ver-
fassungsbeschwerde gegen die Ge-
meindefusion ein. (jy)


